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in Wien 
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Betreff: Entwurf eines Abkommens zwischen der Regierung der Republik 
Österreich und der Regierung der Tschechischen Republik über die 
Beschäftigung in Grenzzonen; 
Entwurf eines Abkommens zwischen der Regierung der Republik 
Österreich und der Regierung der Tschechischen Republik über den 
Austausch von Arbeitnehmern zur Erweiterung der beruflichen und 
sprachlichen Kenntnisse; 

Aussendung in die Begutachtung 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mit Beziehung auf die Rundschreiben des Bundeskanzleramtes vom 13. Mai 1976, 

GZ.600.614/3-VII2n6, vom 16. Mai 1978, GZ.600.614/2-VI/2n8, und vom 
10. August 1985, GZ. 602.271/1-V/6/85, werden anbei je 25 Ausfertigungen der 
gleichzeitig den zur Begutachtung berufenen Stellen zugeleiteten o.a. 
Abkommensentwürfe samt Erläuterungen übermittelt. Die Frist für die Abgabe von 
Stellungnahmen endet mit dem 8. Februar 2000. 

Für die Bundesministerin: 

LV. Potmesil 

Beilagen: 
Abkommensentwürfe samt �\ :rl��������en 
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Anlage 1 zu ZI. 39.007141-7/99 

Entwurf 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt. 

ABKOMMEN 

zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der 
Tschechischen Republik über die Beschäftigung in Grenzzonen 

Die Regierung der Tschechischen Republik und die Regierung der Republik Österreich (in der 
Folge nur "Vertragsparteien" genannt). von dem Wunsche geleitet, ihre gegenseitige Zusammenarbeit zu 
entfalten, sind übereingekommen, 

ihre gegenseitigen Beziehungen auf dem Gebiet der Beschäftigung von Staatsangehörigen der 
Tschechischen Republik und der Republik Österreich in den Grenzzonen des Staatsgebietes der anderen 
Vertragspartei (in der Folge nur "Grenzgänger" genannt) 

folgendermaßen zu regeln: 
Artikel I 

Grenzzonen im Sinne dieses Abkommens sind 
- in der Republik ÖSterreich: 

die politischen Bezirke 
Gänserndorf 
GmUnd 
Hollabrunn 
Horn 
Mistelbach 
Waidhofenlll1aya 
Freistadt 
Rohrbach 
Urfahr-Urngebung 

- in der Tschechischen Republik: 
die Kreise: 
BrecIav 
Znojmo 
Jindrichuv Hradec 
Ceske Budejovice 
Cesky Krumlov 
Prachatice 

Artikell 

(I) Die zur Durchfilhrung dieses Abkommens zuständigen Stellen der Vertragsparteien (in der 
Folge nur "zuständige Stellen" genannt) sind: 

- in der Tschechischen Republik: das Ministerium fUr Arbeit und Sozialangelegenheiten der 
Tschechischen Republik; 

- in der Republik Osterreich: das Bundesministerium fUr Arbeit. Gesundheit und Soziales der 
Republik Österreich. 

(2) Die zuständigen Stellen beider Vertragsparteien können nachgeordnete Dienststellen zur 
Durchführung dieses Abkommens ermächtigen. Die zuständigen Stellen verpflichten sich, hievon 
einander zu informieren. 

(3) Die zuständigen Stellen beider Vertragsparteien arbeiten bei der Durchführung dieses 
Abkommens eng zusammen. Zur Erörterung von Fragen, die mit der Durchführung dieses Abkommens 
zusammenhängen, wird eine gemischte tschechisch-österreichische Kommission (in der Folge nur 
"Kommission" genannt) eingesetzt, welche aus je fUnf Mitgliedern beider Staaten besteht. Dieser 
Kommission gehören auch Vertreter der jeweiligen Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer an. Die Kommission tritt mindestens einmal im Jahr auf Antrag der zuständigen Stelle 
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einer Vertragspartei abwechselnd in der Republik Österreich und in der Tschechischen Republik 
zusammen. 

Artikel 3 

Grenzgänger im Sinne dieses Abkommens sind Arbeitnehmer, 
a) die Staatsangehörige der Tschechischen Republik oder der Republik Österreich sind. 
b) ihren ständigen Wohnsitz seit mindestens einem Jahr in einer der in Artikel 1 genannten 

Grenzzone haben, in die sie täglich zurückkehren, und 
c) eine Beschäftigung in einer Grenzzone des anderen Staates ausüben. 

Artikel 4 

( l )  Bewerber, die nach diesem Abkommen zur Ausübung einer Beschäftigung im Staatsgebiet der 
anderen Vertragspartei (in der Folge nur "Gastland" genannt) zugelassen werden sollen, richten an die 
zuständige Stelle ihres Staates ein schriftliches Ansuchen auf Zulassung zu einer Beschäftigung als 
Grenzgänger. Das Ansuchen hat alle rur seine Prüfung erforderlichen Angaben zu enthalten und muss 
auch die Art der beabsichtigten Beschäftigung sowie den Namen des Arbeitgebers anfilhren. Die 
zuständige Stelle überprüft sodann, ob das Ansuchen allen Formalerfordernissen entspricht und leitet es 
der zuständige Stelle des Gastlandes weiter. 

(2) Soweit die Voraussetzungen nach diesem Abkommen und keine VersagungsgfÜnde nach 
Artikel 9 dieses Abkommens vorliegen, kann die zuständige Stelle des Gastlandes eine 
Grenzgängerbewilligung ausstellen. 

(3) Die Grenzgängerhewilligung kann mit einer Gültigkeitsdauer bis zu sechs Monaten ausgestellt 
werden. Sie kann um jeweils höchstens sechs Monate verlängert werden. 

(4) Die Regeln über das Verfahren im Zusammenhang mit der Ausstellung und der Verlängerung 
der Grenzgängerbewilligungen werden von den zuständigen Stellen in einer Verfahrensordnung 
festgelegt und mindestens einmal jährlich überprüft. Das Ergebnis dieser Prüfung ist der im Artikel 2 
Abs. 3 genannten Kommission mitzuteilen. 

ArtikelS 

(1) Die Zahl der Grenzgänger, die aufgrund dieses Abkommens im Gebiet beider Staaten 
zugelassen werden, sowie deren aJlfltllige Aufteilung auf einzelne Grenzzonen, Wiruchaftszweige und 
Berufsgruppen wird von den zuständigen Stellen jährlich durch Notenwechsel festgelegt. 

(2) Vorschläge über die jährlich festzusetzende Zahl der Grenzgänger und ihre allfltlJige Änderung 
erstattet die in Artikel 2 Abs. 3 genannte Kommission. Die Festsetzung dieser Zahl erfolgt auf grund der 

jeweiligen Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes unter besonderer Berücksichtung allflilliger 
Höchstzahlen, insbesondere einer bestehenden Landeshöchstzahl rur die Beschäftigung von Ausländern. 
Die während der Laufzeit gemeldeten, auf grund einer Grenzgängerbewilligung eingegangenen 
Arbeitsverhältnisse sind, sofern in einem Staat Höchstzahlen rur die Beschäftigung von Ausländern 
bestehen, auf diese Höchstzahlen anzurechnen. 

Artikel 6 

(1) Die Grenzgängerbewilligung berechtigt den Grenzgänger zur Aufnahme einer Beschäftigung bei 
dem angegebenen Arbeitgeber in einer in einer Grenzzone gelegenen Betriebsstätte dieses Arbeitgebers. 

(2) Beschäftigungszeiten, die auf grund einer Grenzgängerbewilligung zurückgelegt werden, sind auf 
Beschäftigungszeiten, mit denen aufgrund sonstiger Rechtsvorschriften Berechtigungen zur Ausübung 
einer Beschäftigung im Gastland erworben werden, nicht anrechenbar. 

(3) Grenzgänger im Sinne dieses Abkommens sind zur Einreise und filr die Dauer ihrer 
Beschäftigung zum Aufenthalt im Gebiet beider Staaten berechtigt. 

(4) Die Arbeitsvermittlung im Sinne dieses Abkommens ist filr den Grenzgänger kosten- und 
gebührenfrei. Im Übrigen finden hinsichtlich der Kosten und Entrichtung von Gebühren die 
Rechtsvorschriften beider Staaten Anwendung. 

Artikel 7 

Auf die Beschäftigung eines Grenzgängers sind sämtliche Bestimmungen des Arbeitsvertragsrechts, 
des Arbeitnehmerschutzrechts einschließlich der besonderen Rechtsvorschriften über die Beschäftigung 
von Jugendlichen, des Arbeits- und Betriebsverfassungsrechts sowie der kollektiven Rechtsgestaltung auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts und sämtliche sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften des Staates, in 
dessen Gebiet die Beschäftigung ausgeübt wird, anzuwenden. 
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Artikel 8 

Arbeitgeber, die einen Grenzgänger aufgrund dieses Abkommens beschäftigen wollen, haben der 
nach dem Ort der Beschlftigung zuständigen Stelle unverzüglich Beginn und Ende der Beschäftigung 
sowie deren wesentliche Lohn- und Arbeitsbedingungen mit Gegenzeichnung des Grenzgängers 
schriftlich zu melden. 

Artikel 9 

(I) Die Ausstellung einer Grenzgängerbewilligung ist zu versagen, wenn 
a) Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass keine Beschäftigung nach Maßgabe dieses 

Abkommens aufgenommen werden soll, oder 
b) keine Gewähr gegeben erscheint, dass bei der Beschäftigung des Antragstellers die am Ort der 

Beschäftigung anzuwendenden Lohn- und Arbeitsbedingungen einschließlich der 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften eingehalten werden, oder 

c) der Grenzgänger nicht auf einem Arbeitsplatz im Betrieb seines Arbeitgebers beschäftigt werden 
soll. 

(2) Die GrenzgängeroewiIligung ist zu entziehen, wenn Tatsachen eintreten oder nachträglich 
bekannt werden, welche eine Versagung rechtfertigen. Die Rechtswirkungen der Entziehung einer 
Grenzgängerbewilligung treten erst mit jenem Zeitpunkt ein, der sich aus den die Rechte des 
Grenzgängers sichernden gesetzlichen Bestimmungen oder Normen der kollektiven Rechtsgestaltung 
ergibt. 

Artikel 10 

Die Rechtsvorschriften beider Staaten, insbesondere jene über 
1. die Einreise, den Aufenthalt, die Ausreise, 
2. die Beschäftigung von Ausländern und 
3. die Ein- Aus- und Durchfuhr von Waren und Beilirderungsmitteln, insbesondere die 

Zollvorschriften, 
bleiben, soweit in diesem Abkommen nicht anderes geregelt ist, unberUhrt. 

Artikel 1) 

Jede Vertragspartei kann die Durchfilhrung dieses Abkommens aus wichtigen Gründen im Hinblick 
auf die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes vorübergehend ganz oder teilweise aussetzen. Eine 
teilweise Aussetzung kann sich insbesondere auf bestimmte Grenzzonen, bestimmte Gemeinden 
innerhalb der Grenzzonen, bestimmte Wirtschaftszweige oder auf bestimmte Berufsarten beziehen, wenn 
es die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes erfordern. Die Aussetzung ist der anderen 
Vertragspartei unverzUglich auf diplomatischem Wege mitzuteilen. Die GUltigkeit bereits erteilter 
Grenzgängerbewilligungen bleibt unberührt. Die Aussetzung des Abkommens tritt drei Monate nach der 
Mitteilung in Kraft. 

Artikelll 

(1) Dieses Abkommen unterliegt der Genehmigung gemäß den innerstaatlichen Vorschriften beider 
Staaten. Es tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt, an dem die 
Vertragsparteien einander schriftlich auf diplomatischem Wege mitteilen, dass die entsprechenden 
innerstaatlichen Voraussetzungen rur das Inkrafttreten gegeben sind. 

(2) Dieses Abkommen wird flir die Dauer eines Jahres geschlossen. Es bleibt weiterhin flir jeweils 
ein Jahr in Kraft, sofern es nicht mindestens sechs Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit auf 
diplomatischem Wege schriftlich gekündigt wird. 

(3) Die auf grund dieses Abkommens bereits ausgestellten Grenzgängerbewilligungen bleiben von 
einer Kündigung unberührt. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen unterzeichnet und mit 
Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu ..................• am ...............• in zwei Urschriften, jede in deutscher und in 

tschechischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind. 
Für die Regierung der Republik Österreich: 

Für die Regierung der Tschechischen Republik: 
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Anlage 1 zu ZI. 39.007l4J-7199 

Vorblatt 

Problem: 

In den seit 1995 zwischen dem Bundesministerium für Arbeit. Gesundheit und Soziales und dem Mi­
nisterium rur Arbeit und SozialangeJegenheiten der Tschechischen Republik mit Unterbrechungen ge­
filhrten bilateralen Gesprächen wurde von beiden Seiten die Notwendigkeit erkannt, die guten nach­
barschaftlichen Beziehungen weiter auszubauen und auch auf den Bereich der Beschäftigung von Ar­
beitskräften auszudehnen. Dabei wurde vor allem festgestellt, dass die Beschäftigung von Grenzgän­
gern, die seit der Ostöffuung für Österreich an Bedeutung zugenommen hat, im Zulassungssystem 
des Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AusIBG) nicht ausreichend flexibel gesteuert werden kann und 
nicht zuletzt auf grund der generell restriktiven Zulassungsvoraussetzungen auch in den Grenzbezirken 
zur Tschechischen Republik wesentliche Rechtsvorschriften bei der Beschäftigung von Grenzgängern 
umgangen werden. Das geltende AuslBG schließt die Neuzulassung von Arbeitskräften aus dem 
Ausland - von hoch qualifizierten Schlüsselkrliften und vortlbergehend beschäftigten Saisonarbeits­
krliften abgesehen - generell aus. Es erscheint daher geboten, im Rahmen einer bilateralen Vereinba­
rung - ergänzend zum AusJBG - Sonderregelungen für die Beschäftigung von Grenzgängern zu schaf­
fen. Unter Bedachtnahme auf die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes sowohl in Österreich als 
auch in Tschechien soll in einem ersten Schritt einer jährlich festgelegten Anzahl von Grenzgängern 
im Rahmen der Gegenseitigkeit die Möglichkeit geboten werden, in bestimmten Grenzzonen des an­
deren Vertragsstaates einer Beschäftigung nachzugehen. Dieser Arbeitskräfteaustausch soll nach dem 
Vorbild des 1998 abgeschlossenen Grenzgängerabkommens mit Ungarn erfolgen. 

Ziel und Inhalt: 

Durch das vorliegende Abkommen soll unter Heranziehung der bisherigen positiven Erfahrungen mit 
einem inhaltlich gleichen Abkommen mit Ungarn, wohl aber unter Berücksichtigung der besonderen 
Arbeitsmarktsituation im Grenzgebiet zur Tschechischen Republik. der Notwendigkeit einer flexi­
blen, quantitativ jedoch eingeschränkten Zulassung von Grenzgängern Rechnung getragen und inner­
halb bestimmter Grenzzonen die Beschäftigung von Grenzgängern im Rahmen von Jahreskontingen­
ten ermöglicht werden. 

Alternative: 

Schaffung von Sonderregelungen fur die Beschäftigung von Grenzgängern im AusIBG. 

Kosten: 

Aus dem Abschluss dieses Abkommens erwachsen dem Bund voraussichtlich weder Mehreinnahmen 
noch Mehrausgaben. Da die Bescheinigung Ober die Zulassung als Grenzgänger nach diesem Ab­
kommen die Beschäftigungsbewilligung nach dem AuslBG ersetzt, werden sich die Entlastung bei der 
Administration des AuslBG und der zusätzliche Verwaltungsaufwand für die Vollziehung des Ab­
kommens kostenneutral verhalten. Mit dem Abkommen ist keine Änderung der sozialversicherungs­
rechtlichen AnsprUche der Grenzgänger verbunden. 

Die bereits bestehende administrative Infrastruktur rur die Vollziehung des geltenden einschlägigen 
Abkommens mit Ungarn kann im Wesentlichen auch für die VoHziehung dieses Abkommens heran­
gezogen werden. 

EU-Konformitlt: 

Als bilateraler Vertrag mit einem Nicht-EU-Staat auf einem nicht durch EU-Recht geregelten Sach­
gebiet ist das Abkommen mit EU-Recht vereinbar. 
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Erlluterungen 

Allgemeiner Teil: 

I. Die politischen und ökonomischen Veränderungen in den Staaten des ehemaligen Ostblocks haben 
es Österreich ennöglicht, die bilateralen Beziehungen zu seinen östlichen Nachbarländern zu intensi­
vieren und dabei angesichts einer zunehmenden wirtschaftlichen Verflechtung auch Wege einer enge­
ren Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Beschäftigung von Arbeitskräften zu suchen. Seit der Öff­
nung der Grenzen hat vor allem die Beschäftigung von Grenzglingem an Bedeutung zugenommen. 

Das Fremdengesetz 1997 sieht ftlr Grenzgänger die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis vor. die nicht 
der Quotenpflicht unterliegt. Von dieser Erleichterung abgesehen, unterliegt die Zulassung von 
Grenzgängern zum österreich ischen Arbeitsmarkt im Wesentlichen denselben verfahrensrechtlichen 
Regelungen wie die Zulassung sonstiger ausländischer Arbeitskräfte. 

Das Bundesministerium ftlr Arbeit, Gesundheit und Soziales hat im Rahmen der bereits 1995 begon­
nenen, längere Zeit unterbrochenen und im Februar 1997 wieder fortgesetzten Gespräche mit Vertre­
tern des tschechischen Ministeriums ftlr Arbeit und Sozialangelegenheiten mehrere Vorschläge Ober 
bilaterale Vereinbarungen auf dem Gebiet der Beschäftigung erörtert. Nachdem die tschechischen 
Vorschläge eines möglichst weit gehenden. alle Arbeitsmarktbereiche umfassenden Abkommens Ober 
den Austausch von Arbeitskräften wegen seiner weit reichenden Auswirkungen auf den österreichi­
schen Arbeitsmarkt seitens des Bundesministeriums rur Arbeit, Gesundheit und Soziales nicht akzep­
tiert werden konnte, wurden die Gespräche mit einer eingeschrlinkteren Zielsetzung fortgefilhrt und 
schließlich - mit Blick auf die gleichzeitig mit Ungarn erfolgreich geftlhrten Gespräche - Einverneh­
men erzielt, den Arbeitskräfteaustausch vorerst im Rahmen von Jahreskontingenten auf Praktikanten 
(dazu wurde ein eigenes Abkommen ausgearbeitet) und Grenzglinger zu beschränken. 

11. Der vorliegende Abkommensentwurf soll unter Bedachtnahme auf die jeweilige Situation arn Ar­
beitsmarkt Grenzgängern in einer beschränkten, jährlich durch Notenwechsel festzusetzenden Anzahl 
die Möglichkeit bieten, innerhalb laxativ aufgezählter Grenzzonen eine Beschäftigung aufzunehmen. 
Es ist zu erwarten, dass bei der Vollziehung dieses Abkommens auch wertvolle Erfahrungen im 

Hinblick auf die - fiilher oder später zu realisierende - Arbeitnehmerfreizogigkeit nach einem EU­
Beitritt der Tschechischen Republik gewonnen werden. 

Das vorliegende Abkommen hat gesetzesändernden und gesetzesergänzenden Charakter und bedarf 
daher gemäß Art. 50 Abs. I B-VG der Genehmigung durch den Nationalrat. Es hat nicht politischen 
Charakter und ist der unmittelbaren Anwendung im innerstaatlichen Rechtsbereich zugänglich, sodass 
eine Erlassung von Gesetzen gemäß Art. 50 Abs. 2 B-VG nicht erforderlich ist. Das Abkommen ent­
hält keine verfassungsändemden oder verfassungsergänzenden Bestimmungen. Eine Zustimmung des 
Bundesrates gemäß Art. 50 Abs. 1 zweiter Satz B-VG ist nicht erforderlich, da keine Angelegenheiten 
geregelt werden, die den selbständigen Wirkungsbereich der Länder betreffen. Die Zuständigkeit des 
Bundes zum Abschluss des Abkommens ergibt sich aus Art. 10 Abs. J Z 2 B-VG ("äußere Angele­
genheiten"). 

Besonderer Teil: 

Zu Art. I: 

Als Grenzzonen, rur die das Abkommen gelten soll, werden auf österreichischer Seite die im Artikel ) 
genannten politischen Bezirke und auf tschechischer Seite die dort aufgezählten Kreise festgelegt. In­
nerhalb dieser taxativ aufgezählten Grenzzonen soll eine GrenzgIngerbeschäftigung nach den Regeln 
dieses Abkommens möglich sein. 

Zu Art. 2: 

Filr die Durchfilhrung dieses Abkommens sind das Bundesministerium ftlr Arbeit, Gesundheit und 
Soziales und das Ministerium ftlr Arbeit und Sozialangelegenheiten der Tschechischen Republik zu­
ständig. Diese Stellen werden in Wahrung ihrer Zuständigkeit einen direkten Verkehr und Infonnati­
onsaustausch pflegen und in einer Verfahrensordnung die Regeln rur die administrativ-technische 
Abwicklung des Abkommens festlegen. Zur Durchfilhrung des Abkommens können die zuständigen 
Stellen nachgeordnete Dienststellen ermächtigen. Auf österreichischer Seite ist vorgesehen, das auch 
ftlr die Administration des AuslBG zuständige Arbeitsmarktservice Österreich mit der DurchfUhrung 
dieses Abkommens zu betrauen. Die daftlr erforderliche administrativ-technische Infrastruktur wurde 
bereits tur die Vollziehung des Grenzgängerabkommens mit Ungarn geschaffen. 
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Die gemischte tschechisch-österreichische Kommission hat die Aufgabe, die Durchftlhrung des Ab­
kommens zu beobachten, grundsätzliche Fragen des Vollzuges gemeinsam zu klären und Vorschläge 
zur jährlich festzusetzenden Zahl von Grenzgängern zu erstatten. Diese Kommission ist von beiden 
VertragsteiJen mit mindestens je einem Vertreter der Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer zu beschicken. Dadurch wird auf österreichischer Seite eine verantwortliche Mitwir­
kung der Sozialpartner bei der Vollziehung des Abkommens sichergestellt. 

Zu Art. 3: 

In dieser Bestimmung wird definiert, wer als Grenzgänger im Sinne dieses Abkommens gelten soll. 
Vom Grenzgänger ist insbesondere der Pendler zu unterscheiden, der nicht in einer Grenzzone dieses 
Abkommens beschäftigt ist, aber wie der Grenzgänger täglich an seinen Wohnsitz zurückkehrt. Auf 
Pendler soll das Abkommen nicht angewendet werden. Als Besch:1ftigung ist die Verwendung des 
Grenzgängers in einem Arbeitsverhältnis zu verstehen. Im Hinblick auf die Zielsetzung dieses Ab­
kommens ist seine Anwendung auch fUr die Besch:1ftigung von Ferialpraktikanten und Volontären 
ausgeschlossen. 

Zu Art. 4: 

Diese Bestimmung regelt lediglich in groben ZUgen die Vorgangsweise im Zulassungsverfahren. 
Administrative Details im Zusammenhang mit der AussteHung und Verlängerung einzelner Bewilli­
gungen sind einer eigenen Verfahrensordnung (Abs. 4) vorbehalten. Für die Entgegennahme des Zu­
lassungsansuchens ist die gemäß Artikel 2 zuständige Stelle des Staates zuständig, dessen Staatsange­
höriger der Zulassungswerber ist. Die Zulassung zur Beschäftigung als Grenzgänger erfolgt durch die 
zuständige Stelle oder die von ihr ermächtigte Stelle des Beschäftigungsstaates. Dem zugelassenen 
Grenzgänger wird eine Grenzgängerbewilligung ausgestellt. Sie ersetzt im Rahmen ihres Geltungsbe­
reiches und ihrer Geltungsdauer die Besch:1ftigungsbewilligung nach dem AuslBG. Die Zulassung zu 
einer Beschäftigung als Grenzgänger ist mit sechs Monaten befristet, kann aber um jeweils sechs Mo­
nate verlängert werden, soweit dadurch die gemäß Artikel 5 Abs. I fUr das jeweilige Kalenderjahr 
festgelegte Zahl nicht überschritten wird. 

Zu Art. S: 

Bei der Festsetzung der Zahl der Grenzgänger, die auf Vorschlag der gemischten tsche­
chisch-österreichisch Kommission erfolgt, wird die jeweilige Lage und Entwicklung des Arbeitsmark­
tes, insbesondere in den betroffenen Grenzzonen, ein wesentliches Kriterium sein. 

Durch eine mögliche Aufteilung der Gesamtzahl auf einzelnen Grenzzonen, Wirtschaftszweige oder 
Berufsgruppen kann spezifischen Situationen auf Teilarbeitsmärkten Rechnung getragen werden. 

Die nach diesem Abkommen zugelassenen tschechischen Arbeitskräfte sind auf die Höchstzahlen des 
AuslBG (Bundeshöchstzahl, Landeshöchstzahlen) anzurechnen. Bei der Festsetzung der jährlichen 
Gesamtzahl wird daher vor allem der Auslastungsgrad der Landeshöchstzahlen in den betroffenen 
Bundesländern (Ober- und Niederösterreich) entsprechend zu berOcksichtigen sein. 

Zu Art. 6: 

Abs. 1 regelt den örtlichen Geltungsbereich der Grenzgängerbewilligung. Die Grenzgängerbewilli­
gung wird dem Grenzgänger filr eine bestimmte Grenzzone ausgestellt und berechtigt ihn, innerhalb 
dieser eine Beschäftigung bei dem im Ansuchen angegebenen Arbeitgeber aufzunehmen. 

Im Abs. 2 wird klargestellt, dass die Beschäftigung als Grenzgänger nach diesem Abkommen eine 
Sonderform der Ausländerbeschäftigung ist, die auch bei längerer Dauer, so etwa bei einer ein- oder 
mehrmaligen Verlängerung der Zulassung, nicht dazu fUhrt, dass der Grenzgänger eine dauerhafte 
Arbeitsmarktzulassung erreicht und durch seine Beschäftigung einen Anspruch auf eine Arbeitser­
laubnis oder einen Befreiungsschein nach dem AuslBG erwirbt. 

Gemäß § 7 Abs. 4 Z 4 des Fremdengesetzes 1997 in der geltenden Fassung bedUrfen Fremde, die in 
Österreich erwerbstätig sind, ohne an einem Wohnsitz niedergelassen zu sein, einer Aufenthaltser­
laubnis. Das triffi auch auf Grenzgänger nach diesem Abkommen zu, die den Antrag auf Aufenthalts­
erlaubnis gemäß § 2 Z 2 der Fremdengesetz-Durchfilhrungsverordnung in der geltenden Fassung nach 
sichtvermerksfreier Einreise im Inland stellen können. 

Im Abs. 4 wird klargestellt, dass auf das Zulassungsverfahren die Bestimmungen des GebUhrengeset­
zes 1957 in der geltenden Fassung und der Bundes-Verwaltungsabgabenverordnung ]983 in der gel­
tenden Fassung Anwendung finden. 
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Zu Art. 7: 

Durch diese Bestimmung wird klargestellt, dass der Arbeitgeber bei der Beschäftigung eines Grenz­
gllngers samtJiche in Betracht kommenden Bestimmungen des Arbeitsrechts, insbesondere die gelten­
den lohn- und arbeits- sowie die sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften einzuhalten hat, andern­
falls die Bewilligung zu versagen oder nachträglich zu entziehen wäre. 

Zu Art. 8: 

Als Beginn der Beschäftigung ist spätestens der Tag der Arbeitsaufuahme anzusehen, als Beendigung 
der Beschäftigung das tatsächliche Ende des Beschäftigungsverhältnisses. Urlaub, Karenzurlaub und 
Krankenstand während eines aufrechten Beschäftigungsverhältnisses oder sonstige, das Beschäfti­
gungsverhältnis nicht unterbrechende Umstände gelten nicht als Beendigung der Beschäftigung. 

Als wesentliche Lohn- und Arbeitsbedingungen sind jedenfalls die Höhe des Entgelts, der anzuwen­
dende Kollektivvertrag und die kollektivvertragliche Einstufung, das zeitliche Ausmaß der Arbeits­
verpflichtung und eine allflillige Befristung, die Kündigungsfristen und -tennine, soweit sich diese 
nicht durch Gesetze oder Kollektivvertrag ergeben, und die berufliche Tätigkeit des Grenzgängers 
bekannt zu geben. Die Meldung hat weiters Name, Adresse und Art des Betriebes sowie Name und 
Geburtsdatum des Grenzgängers zu enthalten. 

Zu Art. 9: 

Diese Bestimmung soll sicherstellen, dass die erleichterte Zulassung zu einer Beschäftigung aus­
schließlich Grenzgllngern im Sinne dieses Abkommens nach den in diesem Abkommen geregelten 
Voraussetzungen zugute kommen soll. 

Bei begründeter Annahme, dass diese Voraussetzungen im Einzelfall nicht vorliegen, ist die Bewilli­
gung zu verweigern. Insbesondere ist sie zu verweigern, wenn nach den Umstanden des Einzelfalles 
keine Gewähr gegeben erscheint, dass der Grenzgänger eine Beschäftigung zu den geltenden Lohn­
und Arbeitsbedingungen sowie unter Einhaltung der sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften auf­
nehmen wird. Nichteinhaltung der Lohn- und Arbeitsbedingungen liegt jedenfalls vor, wenn der Aus­
länder durch Abweichungen von zwingenden arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften benachteiligt 
wird. 

Treten versagungsrelevante Tatsachen erst nach Ausstellung der Grenzgllngerbewilligung ein oder 
werden zum Zeitpunkt der Ausstellung bereits vorhandene versagungsrelevante Umstände erst wäh­
rend einer laufenden Beschäftigung bekannt, so soll die ausstellende Stelle die Befugnis haben, die 
eingeräumte Berechtigung wieder zu entziehen. Die Entziehung stellt einen gravierenden Eingriff in 

die durch die Grenzgängerbewilligung eingeräumten Rechte sowohl rur den in Beschäftigung stehen­
den Grenzgänger als auch ftlr den Arbeitgeber dar und soll daher nur in den Fällen des Abs. 2 zulässig 
sein. 

Die Entziehung soll erst zu jenem Zeitpunkt wirksam werden, der sich bei frllhestmöglicher Kündi­
gung durch den Arbeitgeber unter Berücksichtigung der tur das jeweilige Beschäftigungsverhältnis 
geltenden gesetzlichen oder kolJektivvertraglichen Kündigungsfristen bzw. -tennine und des gemäß 
§ 105 Abs. 1 des Arbeitsverfassungsgesetzes in der geltenden Fassung vorgesehenen Zeitraumes er­
gibt. Dadurch sollen einerseits die Ansprüche des Grenzgängers aus dem Arbeitsverhältnis gewahrt 
bleiben und andererseits dem Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung des Grenzgllngers rur jenen Zeit­
raum ennöglicht werden, fur den er bei ordnungsgemäßer Kündigung noch Leistungen an den Grenz­
gänger zu erbringen hat. 

Zu Art. 10: 

Die Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten, insbesondere jene in den aufgezählten Rechtsmaterien, 
bleiben unberührt, soweit nicht im Abkommen Sonderregelungen bestehen. 

Zu Art. 11: 

Im öffentlichen und gesamtwirtschaftlichen Interesse sowie unter besonderer Bedachtnahme auf die 
Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes in den betroffenen Grenzzonen wird jeder Vertragspartei 
das Recht eingeräumt, die DurchfUhrung bzw. Anwendung dieses Abkommens in seiner Gesamtheit 
oder hinsichtlich einzelner seiner Bestimmungen vorübergehend auszusetzen. Um eine allenfalls un­
ganstige Arbeitsmarktentwicklung lediglich in bestimmten einzelnen Grenzzonen oder bestimmten 
Gemeinden innerhalb dieser oder aber eine ungünstige Arbeitsangebotsentwicklung für bestimmte 
Wirtschaftszweige oder Berufsarten entsprechend berücksichtigen zu können, soll auch die Möglich­
keit bestehen, die Anwendbarkeit des Abkommens nur rur diese Gebiete, Wirtschaftszweige oder Be-
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rufsarten auszuschließen. Damit soll der Umfang einer Aussetzung des Abkommens möglichst den 
arbeitsmarktpolitischen Erfordernissen angepasst werden können. 

Zu Art. 12: 

Diese Bestimmung enthält die völkerrechtlich üblichen Bestimmungen hinsichtlich des Inkrafttretens, 
der Geltungsdauer und Kündigung des Abkommens. 
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